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1. Der Streit um die   
 deutsche Leitkultur

Im Mai 2017 schrieb die damalige SPD-Integrationsbeauf-
tragte des Bundes, Aydan Özuguz: „Eine spezifisch deutsche 

Kultur ist, jenseits der Sprache, schlicht nicht identifizierbar“.2   
Diese Behauptung offenbart nicht nur einen bizarren Mangel 
an Bildung, sondern auch die politische Agenda, die Özuguz  
– die hier stellvertretend für viele Politiker von der CDU bis zur 
Linkspartei steht – verfolgt. Diese Agenda lässt sich so zusam-
menfassen:
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Wenn jenseits der deutschen Sprache eine spezifisch deut-
sche Kultur nicht identifizierbar ist, gibt es auch nichts Spezi-
fisches, das die Deutschen untereinander verbindet. Da die 
Deutschen untereinander nichts verbindet, macht auch die 
Tatsache keinen Unterschied, dass diese Deutschen auch mit 
anderen Menschen, z.B. Nordafrikanern, nicht viel verbindet. 
In ihrer allgemeinen Unverbundenheit sind alle gleich; und 
das Sprachproblem ist keines, denn Sprachen lassen sich 
übersetzen – oder man benutzt eine gemeinsame Verkehrs-
sprache, nämlich Englisch.

Wäre auf diese Weise mit der deutschen Kultur alles die 
Deutschen Verbindende entsorgt, gäbe es auch keinen 
Grund mehr dafür, von einem deutschen Volk zu sprechen 
oder Deutschland als das Land der Deutschen anzusehen. 
Genau darum ist es der Agenda einer Özuguz und anderer 
zu tun: Es geht um die Abschaffung Deutschlands. Denn war-
um sollte man sonst einen derartigen Widersinn öffentlich äu-
ßern? Weiß doch jeder, dass es eine spezifisch deutsche Kultur 
tatsächlich gibt. Es ist diese Kultur, die die Grundlage unserer 
politischen und gesellschaftlichen Ordnung darstellt und die 
unser Selbstverständnis und unsere Identität ausmacht.

Die Frage, welche Aspekte und Bestandteile unserer Kul-
tur unentbehrlich für unser Zusammenleben sind, steht hinter 
der Debatte um die „Leitkultur“. Der Begriff wurde zuerst in 
einem wissenschaftlichen Zusammenhang diskutiert. Den Hin-
tergrund der Diskussion bildeten die Globalisierungsprozesse 
sowie die zunehmende Einwanderung außereuropäischer, 
insbesondere islamischer Migranten in den 1990er Jahren. Die 
mit der Massenmigration verbundene Problematik hat sich 



seither, insbesondere seit der deutschen Grenzöffnung des 
Jahres 2015, erheblich verschärft. Daher ist es nicht verwun-
derlich, dass auch die Debatte um die Leitkultur mehrmals 
wiederbelebt wurde.3   Man kann den politischen Kern dieser 
Debatte darin sehen, dass hier die Frage nach der deutschen 
Identität gestellt wird.

Im Folgenden geht es darum, die Debatte um das Konzept 
der Leitkultur nachzuzeichnen (2.), das Ungenügen des Rück-
griffs auf Verfassungspatriotismus und Werte aufzuzeigen (3.), 
die Frage weiterzuverfolgen, was die deutsche Identität aus-
macht (4.), was vernünftigerweise unter Nation und Patriotis-
mus zu verstehen ist (5.) und schließlich an Beispielen darzule-
gen, welchen politischen Gefährdungen unsere Lebensweise 
ausgesetzt ist (6.). Die Ausführungen enden mit einer politischen 
Positionierung der AfD-Fraktion im Thüringer Landtag (7.).
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2. Leitkultur:  
 Eine Debatte
 in Deutschland

Der Begriff der Leitkultur wurde von dem Politikwissenschaft-
ler Bassam Tibi in den 1990er Jahren in die Debatte ein-

geführt.4 Tibi stellte seine Überlegungen in den Zusammen-
hang der zunehmenden Globalisierung. Er beobachtete das 
Schwinden der kulturellen und politischen Strahlkraft des Wes-
tens („Entwestlichung“). Die Krise des Westens – man denke an 
den Rückgang des politischen, ökonomischen und kulturellen 
Gewichts Europas in der Welt – habe, so Tibi, zu einer kulturellen 
Verunsicherung geführt. Diese habe zur Folge, dass in den west-
lichen Ländern die eigenen kulturellen Grundlagen in Frage 
gestellt würden. Während bis zum Ende des Ost-West-Konfliktes 
der universelle Geltungsanspruch westlicher Werte und Kultur 
vertreten worden sei, propagiere man nun einen kulturellen 
Relativismus, dessen deutlichste Ausprägung der Multikultura-
lismus der politischen Linken darstelle. In Kombination mit einer 
massiven Zuwanderung führe dies zur Erosion der Grundlagen 
des friedlichen Zusammenlebens in unserer Gesellschaft, da 
die Immigranten den Relativismus keineswegs teilten. Vielmehr 
beharrten sie auf der Geltung ihrer eigenen, oft vormodernen 
und archaischen Werte, die mit dem Zusammenleben in einer 
rechtsstaatlichen Demokratie nicht vereinbar seien. Das Auf-
einandertreffen von Relativismus einerseits und archaischen, 



neo-absolutistischen Lebensvorstellungen andererseits führe 
aber zum Zusammenbruch des Konsenses, auf dem der Frie-
den in der freiheitlichen Gesellschaft beruhe.5

Tibi sprach sich angesichts dieser Lage dafür aus, gerade 
auch gegenüber Einwanderern auf der Verbindlichkeit der 
Leitkultur zu bestehen. Unter Leitkultur verstand er dabei den 
Konsens bezüglich einer Reihe von verbindlichen westlichen 
Werten, nämlich „säkulare Demokratie, Menschenrechte, 
Primat der Vernunft gegenüber jeder Religion, Trennung von 
Religion und Politik in einer zugleich normativ wie institutionell 
untermauerten Zivilgesellschaft, in der Toleranz – bei Anerken-
nung von bestimmten allgemeinen Spielregeln – gegenseitig 
gilt und ausgeübt wird“.6 

Während Tibis Überlegungen in der politischen Öffentlichkeit 
zunächst keine nennenswerte Resonanz fanden, löste der da-
malige Chef der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Friedrich Merz 
eine polemisch geführte Auseinandersetzung aus, als er im 
Jahr 2000 in mehreren Beiträgen für eine freiheitliche deutsche 
Leitkultur warb. Deren Inhalte sah Merz durch die Verfassungs-
tradition des Grundgesetzes inklusive der Bürgerpflichten, der 
europäischen Idee und der Gleichberechtigung der Frau ge-
prägt. Merz betonte auch die Bedeutung der deutschen Spra-
che als „Grundvoraussetzung eines friedlichen Miteinanders 
in unserem Land“.7 Er warnte vor dem Entstehen von Parallel-
gesellschaften jenseits der Verbindlichkeit der Leitkultur und 
befürchtete wie Bassam Tibi, von dessen Konzept sich seine 
Vorstellungen kaum unterschieden, die Erosion des Minimal-
konsenses über Freiheit, Menschenwürde und Gleichberech-
tigung.
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Kritiker aus dem politisch linken und grünen Lager, aber auch 
aus den Reihen der CDU, wiesen Merz‘ Überlegungen scharf 
zurück, meist mit Polemik, seltener mit Argumenten. Es hieß, Vor-
stellungen von Leitkultur seien nicht mit der Moderne vereinbar. 
Im Übrigen seien das Grundgesetz und ein entsprechender 
Verfassungspatriotismus ausreichende Grundlagen des friedli-
chen Zusammenlebens. Um der Kritik Nachdruck zu verleihen, 
wurde sie sogleich mit dem Vorwurf verbunden, der Begriff der 
Leitkultur lasse völkisches oder nationalistisches Gedankengut 
und dergleichen mitschwingen, was schon bei einem ober-
flächlichen Blick nicht nur auf Bassam Tibis einschlägige Texte 
völlig abwegig ist. Indes verfehlte die Diffamierungskampagne 
nicht ihre Wirkung: Die Debatte um den Begriff kam bald zum 
Erliegen.8

Der damalige Bundestagspräsident Norbert Lammert aller-
dings forderte im Jahr 2005 die Fortsetzung der Diskussion. Er 
beförderte die Debatte mit einem von ihm besorgten Sammel-
band.9 In diesem Buch stellen Vertreter des politischen und des 
öffentlichen Lebens sowie der Wissenschaft von Mario Adorf 
bis Guido Westerwelle ihre Positionen zu der Frage vor, ob un-
sere Gesellschaft einer Leitkultur bedürfe.10

Lammert verwies in seinem eigenen Beitrag darauf, dass die 
rechtliche Verfassung nicht losgelöst von der Kultur betrachtet 
werden könne. „Kultur“, so schrieb er, „ist die Voraussetzung ei-
ner Verfassung. Letztere setzt in rechtliche Ansprüche und Ver-
pflichtungen um, was historisch und kulturell gewachsen ist. Be-
stand und Wirkungsmacht können Rechte folglich nur haben, 
wenn ihre kulturellen Grundlagen nicht erodieren“.11
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Zusammenfassend stellte er klar, dass „für die innere Konsis-
tenz einer konkreten Gesellschaft“ die Durchsetzung eines Do-
minanzanspruches der eigenen Kultur „unverzichtbar“ sei. „In-
sofern ist jede Kultur, die sich selbst ernst nimmt, eine Leitkultur. 
Leitkultur bedeutet ja nicht, […] anderen Ländern deutsche 
Kultur aufzudrängen, sondern unseren Erfahrungen, Überzeu-
gungen und Prinzipien im eigenen Land Geltung zu sichern. 
Diese Vereinbarung über gemeinsame Grundwerte ist auch 
die notwendige Substanz für den Erwerb der Staatsangehörig-
keit. Die Staatsangehörigkeit ist nicht Vorleistung für Integration, 
vielmehr ist umgekehrt Integration die Voraussetzung zum Er-
werb der Staatsangehörigkeit“.12

Wie bereits in der öffentlichen Debatte einige Jahre zuvor 
wurde das Leitkulturkonzept vor allem von Politikern der poli-
tischen Linken und der Grünen verworfen. Von Leitkultur, so 
meinte etwa die SPD-Politikerin Lale Agkün, könne „selbst für 
die ‚Deutschen‘ keine Rede mehr sein“,13 wobei sie das Wort 
„Deutschen“ in Anführungszeichen setzte.

Ähnliche Reaktionen rief der Versuch des seinerzeitigen Bun-
desinnenministers Thomas de Maiziere vom Frühjahr 2017 her-
vor, die Problematik der Leitkultur öffentlich zu diskutieren. Zwei-
erlei stand im Hintergrund von de Maizieres Initiative: Zum einen 
die Asyl- und Migrationskrise, die Deutschland beschäftigt, seit-
dem Bundeskanzlerin Angela Merkel im Herbst 2015 die unkon-
trollierte Massenzuwanderung vorwiegend muslimischer Perso-
nen veranlasste; zum anderen die im Herbst 2017 anstehende 
Bundestagswahl, bei der namentlich CDU und CSU befürchten 
mussten, von den Wählern für die Folgen jener Krise zur Verant-
wortung gezogen zu werden. So legte der CDU-Mann eine Lis-
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te von zehn Punkten vor, die die deutsche Leitkultur ihm zufolge 
ausmachen.14

Zu den angeführten Aspekten der deutschen Leitkultur zäh-
len demnach beispielsweise bestimmte Tugenden wie die Leis-
tungsorientierung, bestimmte eingelebte Konzepte wie etwa 
dasjenige der Bildung oder auch soziale Gewohnheiten. Zu 
letzteren führt er aus, dass wir auf sie Wert legten „nicht weil 
sie Inhalt, sondern weil sie Ausdruck einer bestimmten Haltung 
sind: Wir sagen unseren Namen. Wir geben uns zur Begrüßung 
die Hand. Bei Demonstrationen haben wir ein Vermummungs-
verbot. ‚Gesicht zeigen‘ – das ist Ausdruck unseren […] Mitein-
anders. […] Wir zeigen unser Gesicht. Wir sind nicht Burka“.
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Kritik und Empörung schlug diesen Überlegungen aus den 
Reihen von SPD, Grünen, Linkspartei und FDP entgegen.15 Der 
Bundesvorsitzende der FDP, Christian Lindner, etwa bekannte, 
dass „unsere Leitkultur […] das Grundgesetz sein [sollte]. Das 
ist offen für alle“.16 In diesem Ausspruch offenbarte sich die 
Unfähigkeit mancher Politiker, die Problematik auch nur zu er-
kennen, die hinter der Diskussion um die Leitkultur steht – und 
das noch 20 Jahre nachdem Bassam Tibi seine Überlegungen 
präsentiert hatte.

Dieser Mangel sowie die vielfach unsachliche und lediglich 
in diffamierender Absicht vorgebrachte Kritik lassen es sinnvoll 
erscheinen, eben jene Problematik etwas eingehender ausei-
nanderzulegen.
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3. Leitkultur, Verfassungs-
 patriotismus, Werte
 Das Ungenügen von Abstraktionen

Von Beginn an stand die Debatte um die Leitkultur im Zu-
sammenhang mit der Masseneinwanderung aus außer-

europäischen, insbesondere muslimischen Kulturen. Der Zu-
strom von Fremden, die mit der europäischen und deutschen 
Lebensweise nicht vertraut sind und diese in Teilen sogar ge-
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ringachten und zurückweisen, warf die Frage auf, worauf für 
ein auskömmliches Zusammenleben in Freiheit nicht verzichtet 
werden kann. Leitend war dabei die Überzeugung, dass Re-
lativismus und Multikulturalismus keine angemessene Antwort 
auf diese Frage sein können. Die Politik des Relativismus und 
des Multikulturalismus führe letztlich zu einem unverbundenen 
Nebeneinander von Parallelgesellschaften, denen es an ge-
meinsamen Bezugspunkten für das allgemeine Zusammenle-
ben mangelt. Die Fragmentierung der Gesellschaft führe zur 
Erosion des Rechts, zur Verschärfung sozialer Konflikte und zum 
Anstieg von Gewalt. Um diesen negativen Entwicklungen zu 
begegnen sei es notwendig, sich der Gehalte des verbindli-
chen Konsenses zu vergewissern, der die Grundlage gesamt-
gesellschaftlichen Zusammenlebens darstellt. Es gehe um das 
„Unverhandelbare“, wie de Maiziere das nannte.

Ganz richtig wurde hierfür zuerst auf zweierlei verwiesen, 
nämlich (a) auf die Verfassung als Grundlage des öffentlichen 
Zusammenlebens sowie (b) auf einen bestimmten Kanon ver-
bindlicher Werte.

(a) In der Tat stellt die Verfassung eine verbindliche Orientie-
rung für das Gemeinwesen dar. Die Verfassung ist diejenige 
Normenordnung, auf die der Staat alle seine Bürger und Be-
wohner verpflichten kann und muss. Allerdings gilt: Zum einen 
bleibt die Verfassung als Korpus von Rechtsnormen für das all-
tägliche Leben der Menschen ganz abstrakt. Niemand führt 
sein Leben mit einer Ausgabe des Grundgesetzes in der Hand. 
Zum anderen regelt die Verfassung in erster Linie den Rahmen 
für die Organisation des Staates sowie dessen Verhältnis zu sei-
nen Bürgern. Wie die der Verfassung entsprechende öffentli-



che Ordnung konkret aussieht und wie sie die Gesellschaft 
mitgestaltet, wird erst im Alltag des Verfassungslebens, in der 
Verfassungswirklichkeit sichtbar. Und diese Wirklichkeit verweist 
über die rechtlichen Regelungen der Verfassung weit hinaus 
in die Geschichte des konkreten Staatswesens und in die Ge-
sellschaft mit ihrer Kultur.17 Im Falle des deutschen Grundge-
setzes ist dies beispielsweise augenfällig bei den Regelungen 
zum Staatskirchenrecht: Das Grundgesetz übernimmt hier aus-
drücklich die einschlägigen Normen der Weimarer Reichsver-
fassung von 1919. Die wiederum sind nur vor dem Hintergrund 
der spezifischen Beziehungen verständlich, die sich zwischen 
Staat und christlichen Kirchen in Deutschland von der Reforma-
tionsepoche bis zum 19. Jahrhundert herausgebildet hatten. 
Selbstredend ändert sich eine Verfassung mit der Gesellschaft 
und ihrer Kultur, in die sie eingebettet ist. Die Verfassung selbst 
ist insoweit eine geschichtlich geprägte Form. Das bedeutet 
auch, dass sich der Sinn verfassungsrechtlicher Normen mit 
den Umständen verändern kann. Wie dieser Wandel jeweils zu 
verstehen ist und welche Folgen er hat, ist indes eine Frage der 
verfassungsrechtlichen Interpretation und der politischen Aus-
einandersetzung.18

Wie das deutsche Grundgesetz reflektiert jede Verfassung 
eine spezifische Nationalgeschichte und die aus dieser her-
vorgehende nationale Identität. Ohne die nationale Identität 
bliebe die jeweilige Verfassung nicht nur unverständlich, son-
dern könnte gar keine Wirklichkeit gewinnen. Denn die Verfas-
sung muss ausgelegt werden, und dies tun konkrete Personen 
(z.B. Verfassungsrichter), die ein bestimmtes Sprachverständnis, 
einen bestimmten Bildungshorizont, eine Lebenserfahrung im 
Kontext ihres Volkes etc. mitbringen. All dies aber ist nicht im 
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Verfassungstext enthalten, sondern bringt diesen erst in konkre-
ten Entscheidungen und Handlungen zum Leben.

Vor diesem Hintergrund zeigt sich, dass die Behauptung, die 
deutsche Leitkultur bestehe im Verfassungspatriotismus, ab-
strakt und leer bleiben muss, wenn dieser Verfassungspatrio-
tismus von der nationalen Identität losgelöst verstanden wird. 
Tatsächlich meinte der Politikwissenschaftler Dolf Sternberger 
(1907-1989), der das Konzept des Verfassungspatriotismus in 
die Diskussion einbrachte, dass der Verfassungspatriotismus 
im Sinne der gelebten republikanischen Verfassung eine Re-
alisierungsweise der nationalen Identität darstelle.19 Für Stern-
berger stand der Verfassungspatriotismus also keineswegs im 
Gegensatz zur Nation oder zum nationalen Patriotismus und 
sollte diese auch nicht ersetzen. Erst der politisch linke Philosoph 
Jürgen Habermas (* 1929) deutete das Konzept des Verfas-
sungspatriotismus in der Weise um, dass es sich gegen Nation 
und Nationalstaatlichkeit wendet. Für Habermas soll der Ver-
fassungspatriotismus das Nationale überwinden und eine post-
nationale Identität für eine multikulturelle Gesellschaft liefern.20 
Dieses Verständnis ist aber im Grunde das Gegenteil dessen, 
was Sternberger mit dem Begriff meinte. Bleibt man beim ur-
sprünglichen Sinn des Begriffs, dann kann man festhalten, dass 
der Verfassungspatriotismus und die Verfassungskultur einen 
Teil der nationalen Identität ausmachen, diese aber nicht als 
Leitkultur ersetzen.

So ist auch treffend, was der Staatsrechtler Bernhard Schlink 
in diesem Zusammenhang konstatiert: „Mit der Bestimmung 
unserer Verfassungskultur zu unserer Leitkultur gelingt weder 
die hinreichende Vergewisserung unserer Identität noch auch 
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die Klärung, was von Flüchtlingen und Migranten an Integra-
tion verlangt werden kann. Von ihnen zu verlangen, dass sie 
das Grundgesetz schätzen oder auch nur verstehen über- und 
unterfordert, was Integration erfordert, und für ihr Verhalten 
gibt das die staatliche Gewalt organisierende und bindende 
Grundgesetz allenfalls spärliche Hinweise“.21

So unentbehrlich mithin ein Verfassungspatriotismus als 
Grundlage des öffentlichen Zusammenlebens sein mag, er ist 
hierfür bei weitem nicht ausreichend.

(b) Um dem Ungenügen des Verfassungspatriotismus zu ent-
gehen, fokussierte sich ein erheblicher Teil derjenigen, die sich 
für das Konzept der Leitkultur und entsprechende politische 
Forderungen aussprachen, auf die Werte oder einen Werte-
konsens, um die es bei der Leitkultur gehe.

Nun können Werte in der Tat eine integrative Wirkung ent-
falten. Wer spräche sich schon gegen beispielsweise „Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit“ oder gegen Gerechtigkeit oder 
Wahrhaftigkeit als maßgeblichen Werten aus? Zugleich liegt 
auf der Hand, dass Werte ganz verschieden interpretiert und 
verstanden werden können und insoweit Gefahr laufen, zu – oft 
beliebigen – „Leerformeln“ zu verkommen. Was beispielsweise 
für den einen als sozial gilt, muss für den anderen noch lange 
nicht sozial sein, auch wenn beide darin übereinstimmen, dass 
das Soziale eine wertvolle Sache sei.

Zudem sagen Werte als solche weder etwas darüber aus, 
wer eigentlich befugt ist, sie zu „setzen“, für verbindlich zu erklä-
ren und durchzusetzen, noch darüber, in welchem Maße und 
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wie sie zu verwirklichen seien. Mit den Normen und Prinzipien 
des Rechts verhält es sich ganz anders: Wer das Recht setzt 
und wer es durchsetzt, das ist klar geregelt.22

Daher ist es auch höchst problematisch, wenn Werte gegen 
das Recht ausgespielt oder Werte über das Recht gestellt wer-
den. Tatsächlich gibt es heute entsprechende Tendenzen im 
politischen und staatlichen Leben, Tendenzen, die eine Mora-
lisierung von Recht und Staat bedeuten, und die letztlich die 
Rechtsstaatlichkeit aushebeln und den Verfassungsstaat in ein 
autoritäres Gesinnungsregime verwandeln. Gegen solche Ent-
wicklungen bleibt daran zu erinnern, dass die Bürger im Ver-
fassungsstaat auf die Befolgung des Rechts verpflichtet sind, 
nicht aber auf die Verwirklichung von oder das Bekenntnis zu 
bestimmten Werten. Es sind gerade Verfassung und Recht, die 
uns vor dem schützen, was die „Tyrannei der Werte“ (Nicolai 
Hartmann) genannt wird. Zu Recht nämlich hat man darauf 
verwiesen, dass es „im Leben den Rigorismus der einzelnen 
Werte“ gebe, der sich „bis zum Fanatismus steigern“23 könne. 
Jeglicher moralische Fanatismus – sei es der Fanatismus der 
Gerechtigkeit, der Nächstenliebe, der Fernstenliebe, der De-
mokratie oder welcher Fanatismus auch immer – führt gera-
dewegs zur Missachtung nicht nur anderer Werte, sondern vor 
allem auch des Rechts und der Freiheit.

Die politische Debatte im Deutschland der Gegenwart ist 
geprägt durch die Berufung auf eine ganze Reihe von Wer-
ten, denen man den Charakter quasi unantastbarer, absoluter 
und nicht in Frage zu stellender Tabus zuschreibt. Der Rekurs auf 
die entsprechenden Werteformeln dient nicht etwa der sachli-
chen Diskussion oder der Stiftung von Gemeinsamkeit, sondern 
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vor allem dazu, abweichende Meinungen, Skepsis oder Kritik 
zu diskreditieren bzw. mundtot zu machen und die Vertreter 
anderer Auffassungen auszugrenzen. Allen diesen Formeln ist 
gemeinsam, dass sie strittige politische oder rechtliche Zusam-
menhänge moralisieren, sie dabei auf ein Gut/Böse-Schema 
reduzieren und für sich selbst jeweils beanspruchen, die Seite 
des Guten zu repräsentieren. Auf diese Weise führt die Praxis 
des öffentlichen Diskurses und der politischen Auseinanderset-
zung in eine antipluralistische Nötigung zum Konsens und zum 
Konformismus – eben dies ist die ideologische Logik der „politi-
schen Korrektheit“ und ihrer Sprachdiktate.24 Die Werte, auf die 
man sich zu diesem Zweck beruft, werden dabei in der Regel 
ganz einseitig und oft entgegen ihrer üblichen und alltäglichen 
Bedeutung verstanden. Exemplarisch für die derart ins Werk ge-
setzte Tyrannei der Werte seien folgende Wertformeln erläutert:

• „Offenheit“: Offenheit meint im üblichen Verständnis Ehrlich-
keit oder Aufgeschlossenheit und Unvoreingenommenheit. 
Die Protagonisten der Offenheit im heutigen politischen Dis-
kurs meinen gerade dies aber nicht. Sie verstehen unter der 
Forderung der Offenheit in erster Linie kritiklose Hinnahme al-
ler politischen und sonstigen Entscheidungen oder Vorgänge, 
die eine Aushöhlung unseres Selbstverständnisses und deut-
scher Selbstverständlichkeiten intendieren und die auf einen 
radikalen Umbau der deutschen Gesellschaft im Sinne des 
Multikulturalismus abzielen. Die Forderung von Offenheit be-
deutet heute vor allem die Forderung, Masseneinwanderung 
zu befürworten und Staatsgrenzen, jedenfalls die deutschen 
Staatsgrenzen, abzuschaffen („Weltoffenheit“). Sie bedeutet 
aber beispielsweise nicht die Forderung, sich unvoreinge-
nommen (also „offen“ im üblichen Sinne) mit anderen Po-
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sitionen oder Weltanschauungen auseinanderzusetzen. Eine 
offene Diskussion über den Islam beispielsweise ist bei den Be-
fürwortern der politisch korrekten „Offenheit“ auf keinen Fall 
erwünscht.

• „(Bunte) Vielfalt“: Moderne westliche Gesellschaften sind 
von jeher in sich plural, also vielfältig. In Deutschland etwa 
kennt man eine Vielzahl von Landsmannschaften, die un-
terschiedlichsten regionalen Traditionen, Sitten, Gebräuche 
etc. und eine große Zahl von gesellschaftlichen Gruppie-
rungen, Verbänden und Vereinen. Diese selbstverständliche 
Vielfalt wird seit langem als Pluralismus bezeichnet. Die heu-
tige Rede von „Vielfalt“ meint aber diesen Pluralismus gera-
de nicht, sondern wirft ihm im Gegenteil und absurderweise 
vor, „monokulturell“ zu sein. Die demgegenüber geforderte 
„Vielfalt“ meint also die Beseitigung der angestammten und 
vertrauten Vielfalt und deren Ersetzung durch möglichst vie-
le nicht historisch ansässige, sondern von außen kommende 
Gruppen. Die Ergänzung der Rede von der Vielfalt durch das 
Beiwort „bunt“ verweist explizit darauf, dass die Forderung 
nach Vielfalt auf die Durchmischung der Bevölkerung mit 
Personengruppen anderer Hautfarbe abzielt. Dieser Forde-
rung dürfte nicht zuletzt die Verachtung des Eigenen in Form 
einer Verachtung der eigenen (weißen) Hautfarbe (oder des 
„Weißseins“) zugrunde liegen.

• „Mitmenschlichkeit“: Die Formel postuliert eine „Mensch heits-
solidarität“, die ihren Grund im Menschsein aller Menschen 
finden soll und die zugleich gegen jede Solidarität partiku-
larer Gruppen in Stellung gebracht wird. Der Bezug auf das 
Menschsein bedeutet dabei eine letztlich antipolitische Abs-
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traktion, indem auf ein biologisches Gattungsmerkmal (homo 
sapiens sapiens) abgehoben wird, alle spezifizierenden 
Merkmale von Personen aber ausgeblendet werden. Politik 
bezieht sich jedoch gerade auf solche Merkmale, also auf 
spezifische Gruppen (z.B.: Familien, Behinderte, Steuerzahler, 
Beitragszahler, Arbeitnehmer, Witwen, Rentner, Fußgänger, 
das Volk etc.), die sie zu ihrem Recht kommen lassen muss. 
Die Forderung der Mitmenschlichkeit wird von ihren Protago-
nisten im Übrigen gar nicht universal gemeint; sie soll in der 
Regel bestimmte partikulare Rechte und Interessen bedie-
nen, andere dagegen in Misskredit bringen und propagiert 
meist die Durchsetzung einer multikulturellen Gesellschaft.

• „Gender“: Hiermit ist ursprünglich die soziale Prägung der 
Geschlechtlichkeit („soziales Geschlecht“) gemeint – im Un-
terschied zum biologischen Geschlecht. Diese soziologische 
Bedeutung von „Gender“ ist längst von einer politisch-ideo-
logischen verdrängt worden, der zufolge es im Grunde kei-
ne Natur und keine biologischen Prägungen des Menschen 
gibt. Namentlich das Geschlecht (eben „Gender“) soll letzt-
lich Resultat eigener Entscheidung und frei wählbar sein. Da-
mit sich niemand in seiner frei gewählten Geschlechtlichkeit 
benachteiligt oder diskriminiert fühlt, müssen alle möglichen 
Maßnahmen des Staates für „Geschlechtergerechtigkeit“ 
bzw. „Gendergerechtigkeit“ sorgen, z.B. indem ein „ge-
schlechtergerechter“ Sprachgebrauch oder die Einrichtung 
von „All-Gender-Toiletten“ durchgesetzt wird (Politik des 
„Gender-Mainstreaming“). „Gender“ wird vor allem als Wert-
formel verwendet, um die traditionelle Familie (Vater, Mutter 
und ihre Kinder) zu torpedieren und einen familienpolitischen 
Relativismus zu installieren – etwa auf dem Wege der Durch-
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setzung einer „Ehe für alle“ oder des Adoptionsrechtes für ho-
mosexuelle Paare etc.

Gegen die hier exemplarisch aufgezeigte Ideologisierung 
und ideologische Neuschöpfung von Werten und deren ty-
rannische Durchsetzung ist daran zu erinnern, dass das Kon-
zept der Werte seinerseits darauf verweist, dass die Werte in 
der Praxis vermittelt sein müssen erstens durch die Rechtsord-
nung (die uns gerade auch vor der Tyrannei der Werte und vor 
Fanatismus schützt), zweitens aber durch die Gewohnheiten, 
Verhaltensweisen, Traditionen, Mentalitäten etc., die das wer-
torientierte Handeln der Menschen leiten. Erst im Kontext einer 
eingespielten Praxis vermögen Werte eine Orientierung im Zu-
sammenleben zu geben. Mithin verweisen auch die Werte, auf 
die wir uns zur Klärung unseres Selbstverständnisses berufen, 
auf diejenige Kultur und Lebensweise, in denen diese Werte 
gelebt werden.

Die Werte als solche bleiben aber Abstraktionen von höchs-
ter Allgemeinheit und insofern besonders ideologieanfällig. So 
richtig es daher ist, wenn im Zusammenhang der Leitkulturde-
batte von den gemeinsamen Werten, insbesondere von den 
europäischen oder westlichen Werten gesprochen wird, so 
sehr gewinnen diese Werte Leben und Wirklichkeit doch erst 
in der Vermittlung durch die konkrete kulturelle Praxis, das ent-
sprechende kollektive Selbstverständnis und im Rahmen der je-
weiligen Verfassungs- und Rechtsordnung. Die gemeinsamen 
europäischen Werte, auf die in der Diskussion rekurriert wird, 
prägen sich in national vermittelten Gestalten aus. Das findet 
seinen Niederschlag nicht zuletzt in unterschiedlichen Staats-
verständnissen, in den verschiedenen Arten und Weisen der 



Staatsorganisation, des Verwaltungsaufbaus, der institutionel-
len Ausgestaltung des öffentlichen Lebens und in den entspre-
chenden Verhaltensweisen und Erwartungen der Bürger. Wir 
finden hier zutiefst nationale bzw. nationalstaatliche Prägun-
gen, woran auch die umfangreichen Tätigkeiten der Brüsseler 
EU-Administration trotz ihres Zieles, diese Prägungen zu über-
winden, bisher noch wenig ändern.

So sind zwar sowohl der Verfassungspatriotismus als auch die 
gemeinsamen Werte für das öffentliche Zusammenleben un-
entbehrlich. Doch mit Blick auf die Frage nach der Grundlage 
des gesamtgesellschaftlichen Zusammenlebens weisen beide 
über sich hinaus auf das kollektive Selbstverständnis mit seiner 
Geschichte, seinen Prägungen, Traditionen und Institutionen, 
kurz gesagt: auf die kollektive Identität.

Die Frage nach der Identität stellt sich heute mit besonde-
rer Dringlichkeit, nämlich angesichts ihrer Infragestellung durch 
Massenimmigration und Mulitkulturalismus. So wundert es nicht, 
dass die Überlegungen Thomas de Maizieres von dieser Fra-
ge ihren Ausgang nehmen: „Wer sind wir? Und wer wollen wir 
sein?“, beginnt er seinen Beitrag zur Leitkultur. Schon Tibi hatte 
den Zusammenhang zwischen Leitkultur und Identität – gera-
de im Kontext der Integrationsproblematik – hervorgehoben, 
wenn er schrieb: „Integration erfordert, in der Lage zu sein, eine 
Identität zu geben. Zu jeder Identität gehört eine Leitkultur“.25 

Vor allem aber, so muss man den letzten Satz ergänzen, gehört 
zur jeder Leitkultur eine Identität. 
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4. Leitkultur und Identität:  
 Was uns ausmacht

Von Identität ist in zweierlei Hinsicht die Rede: Zum einen be-
zeichnen wir damit die persönliche Identität einer Person, 

zum anderen die kollektive Identität von Gemeinschaften. Bei-
de Identitätsformen hängen eng miteinander zusammen. Wer 
wir als individuelle Person sind, erlernen wir im Medium der Ge-
meinschaften, in denen wir aufwachsen und leben, nament-
lich in deren Symbolwelten. Identität zeigt sich uns in beiden 
Fällen zunächst als das fraglos gelebte Selbstverständnis, sei 



es der einzelnen Person, sei es einer Gemeinschaft, das sich 
keineswegs nur bewusst, sondern immer auch unbewusst bil-
det und fortentwickelt. In beiden Fällen ist sie nicht etwas ein-
fachhin Feststehendes, etwas Gegebenes, sondern stets etwas 
Aufgegebenes. Dies zeigt sich beispielsweise auch in (individu-
ellen oder kollektiven) Identitätskrisen, in denen das Selbstver-
ständnis irritiert und herausgefordert wird. Gerade in solchen 
Krisen verlangt Identität nach Klärung. Im Falle der kollektiven 
Identität sind die Versuche, diese zu bestimmen, der Streit um 
ihre Deutung, die Kritik ihrer Gehalte zentral für die gemeinsa-
me Selbstverständigung,26 die nur im öffentlichen Raum erfol-
gen kann.

Allerdings kann sich Identität nicht ein für alle Mal selbst durch-
sichtig werden; vielmehr bleibt sie sich immer ein Stück weit rät-
selhaft. Folglich lässt sich eine Identität niemals abschließend 
oder erschöpfend beschreiben, definieren oder festlegen.27

Dementsprechend gilt: Was die deutsche Identität aus-
macht, lässt sich nicht in einer Liste erschöpfend aufzählen. 
Sehr wohl aber hat diese Identität eine Vielzahl von „Trägern“ 
oder „Verkörperungen“, durch die die Identität repräsentiert 
wird. Von allergrößter Bedeutung ist dabei die deutsche Spra-
che als identitätsbildender Faktor. Was sodann die deutsche 
Identität ausmacht, manifestiert sich in geographischen Or-
ten und historischen Daten, in Bauwerken und Denkmälern, in 
Bildern, Emblemen und Symbolen, in literarischen Werken, in 
Liedern und Gedichten, in repräsentativen Personen, in Tradi-
tionen, in Festen und nicht zuletzt in mythischen Erzählungen 
sowie in der besonderen Ausprägung bestimmter Tugenden, 
in denen sich die Eigentümlichkeiten des Nationalcharakters 
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zeigen. In alledem kommt die deutsche Seele zum Ausdruck, 
spiegeln sich Mentalität, Sichtweisen, Wahrnehmungen und 
Gefühle, die das prägen, was uns als Gemeinschaft ausmacht.

Exemplarisch seien genannt: Das Bauhaus, Benedikt XVI. 
(„Wir sind Papst“), der Deutsche Idealismus, unsere Dichter 
und Denker (wie z.B. Goethe, Schiller, Heine, Fontane), der Di-
plomingenieur, die D-Mark, das evangelische Pfarrhaus, die 
Fußball-Bundesliga, Gemütlichkeit, Grimms Märchen, die Han-
se, unsere Komponisten (wie Bach, Beethoven, Mendelssohn 
Bartholdy, Wagner), Martin Luther und die Reformation, Ord-
nungsliebe, das Reinheitsgebot, der Schrebergarten, VW Käfer 
und Trabant, das „Wirtschaftswunder“, Winnetou, Wurst (Thürin-
ger Bratwurst, bayrische Weißwurst etc.).

Als Orte, Regionen, Bauwerke oder Denkmäler seien erwähnt 
der Bayrische Wald, der Kölner Dom, das Kyffhäuser-Denkmal, 
die Paulskirche, der Rhein, der Thüringer Wald, das Völker-
schlachtdenkmal, die Wartburg, die Wasserkuppe, die Wiener 
Hofburg, die Schlosskirche Wittenberg.

Schließlich seien als identitätsprägende historische Daten 
beispielsweise das Wartburgfest (18. Oktober 1817), das Ham-
bacher Fest (Mai/Juni 1832), der 17. Juni 1953, der 13. August 
1961 oder der 9. November 1989 genannt.

Die aufgezählten Erinnerungsorte, Vorgänge, Symbole oder 
Daten nehmen oft den Charakter von „Mythen“ an. Ein My-
thos in diesem Sinne ist nicht etwa eine falsche, märchen- oder 
gar lügenhafte Vorstellung, die beispielsweise durch wissen-
schaftliche Forschung „widerlegt“ werden könnte. Vielmehr ist 



ein Mythos eine Erzählung, deren Funktion gerade in der Iden-
titätsstiftung und in der Integration von Gemeinschaft besteht, 
die als solche allerdings kritisiert und sogar „dekonstruiert“ wer-
den kann. Ein solcher Mythos hat stets einen „wahren Kern“, 
knüpft an eine konkrete Begebenheit, ein Ereignis, einen Ort 
oder einen Begriff, ja selbst an wissenschaftliche Konzepte an. 
Dementsprechend ist beispielsweise vom „Mythos Wirtschafts-
wunder“, vom „Mythos Trümmerfrauen“, vom „Mythos 1968“ 
oder vom „Mythos Weimar“ die Rede.

Zu den Tugenden, die unsere kollektive Identität ausmachen, 
gehören beispielsweise die Liebe zu Genauigkeit und Präzision, 
Fleiß, Ordnungsliebe, Leistungsbereitschaft oder Pünktlichkeit. 
Diese Eigenschaften gibt es selbstredend auch bei anderen 
Völkern, doch werden sie den Deutschen gerade von anderen 
als besonders charakteristisch zugeschrieben. Es sind diese Tu-
genden, die auch hinter den Leistungen des weltweit geach-
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Die Grundlage jeder funktionierenden Gesellschaft ist Vertrauen.



teten deutschen Handwerks oder der deutschen Ingenieur-
skunst und allgemein der deutschen Wertarbeit stehen. Diese 
erfahren als Qualitätsmarken auch heute weltweite Achtung 
und Bewunderung („Made in Germany“). Hier wird erkennbar, 
dass die kollektive Identität auch die Basis dessen bildet, was 
als das „soziale Kapital“ einer Gemeinschaft bezeichnet wird. 
Mit dem Begriff des sozialen Kapitals sind Merkmale des sozia-
len Lebens gemeint, die die Kooperation der Menschen beför-
dern bzw. durch die Beteiligte gemeinsame Ziele besser oder 
effektiver erreichen können. Dazu zählen nach dem Politikwis-
senschaftler Robert D. Putnam insbesondere soziale Netzwer-
ke, Normen (namentlich der verallgemeinerten Wechselsei-
tigkeit) und vor allem Vertrauen.28 Gerade das wechselseitige 
Vertrauen der Mitglieder einer Gemeinschaft ist in besonderem 
Maße nicht nur für eine lebendige Demokratie, sondern auch 
für ein gedeihliches Wirtschaftsleben unentbehrlich. Folglich 
hat der Mangel an sozialem Kapital zum einen negative Aus-
wirkungen auf den politischen Zusammenhalt wie auch zum 
anderen steigende ökonomische Transaktionskosten und eine 
Schwächung der wirtschaftlichen Entwicklung zur Folge.
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An den aufgeführten Beispielen von identitätsprägenden Or-
ten, Bauwerken, Daten etc. lassen sich weitere wichtige Aspek-
te kollektiver Identität ablesen. Zu nennen sind die folgenden:

• Eine kollektive Identität ist sowohl im Ganzen als auch in ihren 
Aspekten und Elementen nie völlig eindeutig. Dementspre-
chend erweisen sich in der Regel auch die identitätsreprä-
sentierenden Zusammenhänge als ambivalent. Beispielswei-
se ist der 9. November ein ambivalentes Datum, indem er auf 
die Ausrufung der Republik im Jahr 1918 ebenso verweist wie 
auf Hitlers „Marsch auf die Feldherrnhalle“ 1923, die antijüdi-
sche Reichspogromnacht von 1938 und den Tag des Mau-
erfalls 1989. Mithin stellt sich das geschichtsträchtige Datum 
des 9. Novembers als durchaus spannungsreicher und zwie-
spältiger aber eben auch darin repräsentativer Bezugspunkt 
deutscher Identität heraus.29

• Die Ambivalenz und Uneindeutigkeit, die den repräsentie-
renden Daten, Orten, Symbolen etc. eignet, verweist darauf, 
dass die kollektive Identität immer wieder zum Gegenstand 
der öffentlichen Reflexion und Auseinandersetzung zu ma-
chen und darin zu aktualisieren ist. Auf diesem Wege erfolgt 
die kollektive Selbstvergewisserung im Wandel der Zeit.

• Die Aktualisierung der Identität bedeutet stets einen Rückgriff 
auf das kollektive Gedächtnis, das sich an jenen Daten, Or-
ten, Symbolen etc. orientiert und gewissermaßen den „Stoff“ 
der Identität bildet.30 Der Begriff des Gedächtnisses macht 
auch einsichtig, dass manche Aspekte der kollektiven Iden-
tität verblassen und entschwinden, andere hinzukommen. 
Auch hierfür kann man als Beispiel den 9. November neh-



men. Die kollektive Identität ist nicht statisch, sondern ein 
lebendiger, vom Herkommen geprägter und geschichtlich 
geformter Prozess.

• Eine Identität ist nicht monolithisch, sondern hat verschiede-
ne Dimensionen. Das gilt für die persönliche wie für die kollek-
tive Identität. Die persönliche Identität kennt mehrere Rollen, 
die die Person immer wieder integrieren muss. Diese Rollen 
(z.B. als Mutter, Berufstätige, Vereinsmitglied etc.) bilden Tei-
lidentitäten des Individuums. Das gilt auch mit Blick auf die 
Teilhabe der Person an ihren kollektiven Identitäten – als Eu-
ropäer, Deutscher, Thüringer etc.

• Die Dimensionen der Identität stehen keineswegs immer in ei-
nem harmonischen Verhältnis zueinander. Vielmehr kennen 
wir Spannungen und Konflikte innerhalb der Identität, die 
sich bis zu Identitätskrisen auswachsen können. Das gilt auch 
für die kollektive Identität, die an unterschiedliche, oft konf-
ligierende und bisweilen einander widersprechende Erinne-
rungen und Erinnerungsträger anknüpft. Dementsprechend 
differieren auch die Bewertungen einzelner Aspekte der kol-
lektiven Identität: Eine kollektive Identität enthält sowohl posi-
tiv als auch negativ bewertete Bestandteile.

Für die Deutschen ist es insbesondere die Zeit des National-
sozialismus, die einen Schatten auf die kollektive Identität wirft. 
Zweifellos ist das Verhältnis zum Nationalsozialismus Bestandteil 
der deutschen Identität geworden. Dabei lässt sich seit der so-
genannten 1968er-Bewegung, vor allem aber seit den 1980er 
Jahren beobachten, dass dieses Verhältnis von politischer 
Seite zunehmend ideologisiert wurde. So kam es nicht nur zur 
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spezifisch deutschen Variante der „Political Correctness“ als 
einer Sprachpolitik, die Sprache, Literatur und öffentliche De-
batten mittels des „historischen Verdachts“ zu steuern und ein-
zuengen sucht.31 Vielmehr werden heute zum einen mehr und 
mehr politische Entscheidungen unter Hinweis auf die NS-Dik-
tatur möglichst ohne Diskussion durchzusetzen gesucht, und 
zum anderen begreift man die NS-Vergangenheit überhaupt 
als Auftrag, die Nation mit ihrer Geschichte verächtlich zu ma-
chen und alles Deutsche aus der Welt zu schaffen. Solche ganz 
unvernünftigen Umgangsweisen mit der nationalsozialistischen 
Vergangenheit wiederum haben in weiten Teilen der Bevöl-
kerung einen Überdruss und in der Folge eine Abwendung 
von der deutschen Geschichte überhaupt hervorgerufen. So 
laufen wir heute gerade in Deutschland Gefahr, unter dem 
alles verdunkelnden Schatten des Dritten Reiches zu einem 
geschichtslosen Volk zu werden,32 das für die Regierenden so 
lange bequem ist, als es mit einem breiten Konsumangebot 
zufriedengestellt werden kann. Derart domestizierte Bürger sind 
unseren Regierenden willkommen, denn solche Bürger lassen 
sich leichter manipulieren.

Indes ist die Geschichtslosigkeit, die der Manipulation und 
Zerstörung der Identität Tür und Tor öffnet, ein allgemeineres 
Phänomen in den westlichen Gesellschaften. Es wurde bei-
spielsweise von dem Historiker Eric Hobsbawm vor einigen 
Jahren beschrieben: „Die Zerstörung der Vergangenheit oder 
vielmehr die jenes sozialen Mechanismus, der die Gegenwarts-
erfahrung mit derjenigen früherer Generationen verknüpft, ist 
eines der charakteristischsten und unheimlichsten Phänomene 
des späten 20. Jahrhunderts. Die meisten jungen Menschen 
am Ende dieses Jahrhunderts wachsen in einer Art permanen-



ter Gegenwart auf, der jegliche organische Verbindung zur 
Vergangenheit ihrer eigenen Lebenszeit fehlt“.33

Indem die Geschichtslosigkeit das Band zerstört, das die Ge-
sellschaft eint, untergräbt sie auch die Voraussetzung zur Bil-
dung eines politischen Willens. Demgegenüber gilt es, nicht nur 
ein nüchtern-sachliches Verhältnis zur deutschen Geschichte 
zu etablieren, sondern die Ressourcen der historisch gewach-
senen Gemeinschaften anzueignen. Das bedeutet insbeson-
dere, die Nation mit ihrer Geschichte nicht länger verächtlich 
zu machen, sondern einen Patriotismus zu pflegen, der für eine 
lebendige Demokratie unentbehrlich ist (siehe dazu weiter un-
ten Kap. 5.). Erst der gelebte Rekurs auf die gemeinsame Ge-
schichte, auf das nationale kollektive Gedächtnis ermöglicht 
die Bildung eines „Wir“ jenseits der individuellen Bedürfnisse des 
„homo oeconomicus“; ein „Wir“ ohne das es den demokrati-
schen Staat gar nicht geben kann.
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Die Identität jenes „Wir“ wird missverstanden, wenn sie als 
isoliert und isolierend charakterisiert wird: Sowenig wie die in-
dividuelle persönliche Identität sich gegenüber ihrer Umwelt 
abschließen kann, ohne zugrunde zu gehen, so wenig haben 
kollektive Identitäten einen hermetisch-ausschließenden Cha-
rakter. Auf die kollektive Identität wirken Einflüsse von außen 
ebenso wie umgekehrt die Leistungen, die auf dem Boden kol-
lektiver Identität hervorgebracht werden, auch nach außen 
wirken. Insoweit erweist sich in der Regel eine nationale Kultur 
in vielen ihrer Aspekte zugleich als Teil einer umfassenden Kul-
turgemeinschaft. Die deutsche Kultur ist dementsprechend ein 
Teil der europäischen Kultur, die in Deutschland eine ganz spe-
zifische Ausprägung erfahren hat – nicht anders als in Italien, 
Polen oder der Schweiz.



So kennen beispielsweise alle europäischen Nationen ge-
meinsame Feiertage wie Weihnachten und Ostern, die dem 
christlichen Festkalender entstammen, während wiederum 
spezifisch nationale Feiertage nur in den einzelnen Ländern 
begangen werden (der 3. Oktober als Tag der deutschen Ein-
heit, der 14. Juli als Nationalfeiertag in Frankreich etc.). Für eine 
gesamteuropäische intellektuelle Strömung, die ihre je spe-
zifischen nationalen Spielarten kannte, sei an die Aufklärung 
erinnert. Sie erhielt in Deutschland ihre Prägung durch Perso-
nen wie Leibniz, Lessing oder Kant. Nicht zuletzt die Philosophie 
Kants und sodann das Denken des weltweit auch so bezeich-
neten Deutschen Idealismus („German Idealism“) wirkten wie-
derum in die (philosophische) Welt hinein.

Es liegt auf der Hand, dass sich nicht jeder Einzelne mit allen 
Elementen der deutschen Identität identifiziert. Das wäre auch 
unmöglich. So mag nicht jeder Bratwurst oder hört gerne die 
Opern des Richard Wagner. Tatsächlich finden sich von man-
chen der Elemente, die unsere nationale Identität prägen, 
oft nur noch blasse Spuren im breiteren Bewusstsein der Men-
schen. Beispielsweise kennen heute selbst Abiturienten Goethe 
oder Schiller bisweilen nur noch vom Hörensagen. Entschei-
dend bleibt aber: Die Elemente der deutschen Identität haben 
eine Präsenz im öffentlichen Raum, sind selbstverständliche 
Bezugs- und Anknüpfungspunkte nicht nur in der Bildung, im 
Kulturleben oder in der Politik unseres Landes, sondern auch in 
privaten wie gesellschaftlichen Foren (etwa im Vereinsleben). 
Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass die Identität der 
Pflege bedarf. Vor allem in den Schulen und den Bildungsein-
richtungen muss die Förderung einer lebendigen Vermittlung 
der identitätsprägenden Inhalte unserer Kultur und Geschichte 
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wieder zur pädagogischen Leitlinie werden. Namentlich der 
Geschichtsunterricht ist aufzuwerten, und anstatt lediglich auf 
Methodenkenntnisse und sogenannte Kompetenzen abzuhe-
ben, müssen die Inhalte und deren Beurteilung wieder in den 
Vordergrund des schulischen Unterrichts gerückt werden.

Auch wenn Identität und Identitätsbildung lebendige Prozes-
se sind, die teilweise mit bewusster Reflexion einhergehen (ins-
besondere in den Schulen erfolgt eine Vermittlung von Iden-
tität), so handelt es sich im Ergebnis doch stets um spontane, 
ungesteuerte Prozesse. Der Versuch, Identität und Identitätsbil-
dung per staatlicher Entscheidung in eine bestimmte Richtung 
zu nötigen, bestimmte Elemente der Identität zu unterdrücken 
oder aus politischen Motiven heraus neue Identitätselemen-
te aufzunötigen oder bestimmte neue kulturelle Verhaltens-
weisen- oder Sichtweisen zu erzwingen, weckt den Verdacht 
ideologischer Manipulation und hat meist Züge autoritärer 
Herrschaftspraxis. Hierher gehören nicht zuletzt die Versuche 
der Sprachsteuerung im Sinne der „politischen Korrektheit“. Sie 
verfolgt das Programm, den Menschen eine „neue Identität“ 
aufzunötigen – und zwar eine solche, die mit der Zerstörung 
der Identität unserer Herkunft einhergeht. Das ist die Intention 
des Programms der Multikulturalisierung. Hier wird unter dem 
Banner von „Weltoffenheit“, „Toleranz“ oder einer abstrakten 
„Menschheit“ („one world“) an der Zerstörung der Nation und 
des Eigenen schon insoweit gearbeitet, als die Vorstellung einer 
multikulturellen Gesellschaft bereits per se einen Angriff auf die 
nationale Identität darstellt. Ein solcher Angriff ist heute ausge-
sprochen oder unausgesprochen das Programm der Regierun-
gen in Bund und Ländern wie auch der EU, ein Angriff, dem 
sich die AfD entgegenstellt (siehe dazu Kap. 6 und 7.).
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Wo ich streife, wo ich jage,

Bleibt ein Wunsch mir ungestillt,

Weil ich stets im Sinne trage,

Wartburg, deiner Schönheit Bild.

In des Forsts umlaubtem Grunde,

In der Talschlucht dunklem Graus

Sehnt das Aug‘ zu jeder Stunde

Sich nach dir, mein »Herz-ruh-aus«!

Hei, nun ist der Grat erstiegen,

Der sich hub als Scheidewand,

Und ich seh‘ dein Banner fliegen

Fern um schmalen Felsenrand…

Gleich erregten Meereswogen

Sträubt sich Berg an Berg empor,

Deiner Mauern lichter Bogen

Ragt als Leuchtturm drüber vor.

Und ich kenn‘ aus luftger Ferne

Jedes Stück des stolzen Baus,

Bergfried, Zwinger und Zisterne,

Pallas, Tor und Ritterhaus:

Und ich grüß‘ die kleine Lücke

In des Turmes hoher Wand

Wo ich mir und meinem Glücke

Eine zweite Heimat fand.

Joseph Victor von Scheffel (1836)

Wartburg-Heimweh
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5. Nation und 
 Patriotismus

Als das politisch entscheidende „Wir“ hat sich die Nation 
gerade nach dem Zusammenbruch des sozialistischen In-

ternationalismus erwiesen. Sie stellt das entscheidende Prinzip 
der Politik moderner Gesellschaften dar, das den demokrati-
schen Verfassungsstaat tragen und vermitteln kann. Diese Ein-
sicht wird von denjenigen ignoriert, die heute einer unkritischen 
Befürwortung der Globalisierung (Globalismus) frönen. Gerade 
vor dem Hintergrund der Globalisierung nämlich zeigt sich, dass 



die Bedeutung der Nation nicht aufgehoben ist, diese vielmehr 
angesichts der Zunahme anonymer Prozesse und Strukturen an 
Bedeutung gewinnt.

Der Begriff der Nation verweist seinerseits auf Identität, kollek-
tives Gedächtnis und deren politische Integrationskraft, wie die 
klassische Beschreibung Ernest Renans bestätigt. Renan stellte 
1882 fest: „Eine Nation ist eine Seele, ein geistiges Prinzip. Zwei 
Dinge, die in Wahrheit nur eins sind, machen diese Seele, die-
ses geistige Prinzip aus. Eines davon gehört der Vergangenheit 
an, das andere der Gegenwart. Das eine ist der gemeinsame 
Besitz eines reichen Erbes an Erinnerungen, das andere ist das 
gegenwärtige Einvernehmen, der Wunsch zusammenzuleben, 
der Wille, das Erbe hochzuhalten, welches man ungeteilt emp-
fangen hat“.34

Nationale Identität (Renans Nation als „geistiges Prinzip“) 
speist sich demnach aus einem reichen geschichtlichen Erbe, 
aus einer kollektiven Erinnerung, die wiederum mentalitätsprä-
gend wirkt und so Fundament der Leitkultur und der ihr ent-
sprechenden öffentlichen Ordnung wird. Sie nährt den von 
Renan angesprochenen Willen zum Zusammenleben. Hier be-
stätigt sich, dass die verfassungsstaatliche Ordnung und der 
Verfassungspatriotismus ohne Verwurzelung in der nationalen 
Identität keinen Bestand haben können: „Der nationale Ge-
danke selbst ist die Kraft, die die modernen Gesellschaften erst 
politik- und demokratiefähig machte. Die Nation hatte zu ihrer 
Begründung nicht das Ergebnis individueller Gewinn- und Inter-
essenverfolgung, sondern ihre Voraussetzung war das gemein-
sam geteilte geschichtliche Gedächtnis“.35
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Die Verwurzelung in der nationalen Identität findet ihren Aus-
druck im Patriotismus, in der Liebe zur Patria, zum Vaterland. 
Mit der Liebe zum Vaterland ist die gerade auch gefühlsmäßi-
ge Bindung an die Gehalte und Symbole der eigenen Nation 
gemeint, das Sich-heimisch-fühlen im Eigenen der nationalen 
Identität. Aus diesem Patriotismus heraus speist sich der Bür-
gersinn, der sich in der gelebten Bejahung der gemeinsamen 
öffentlichen Ordnung niederschlägt und insoweit auch den 
Verfassungspatriotismus motiviert und die Demokratie leben-
dig erhält. Ein solcher Patriotismus muss weder unkritisch noch 
gefühlsduselig sein, er bedeutet auch nicht ein Herabsehen 
auf andere Völker und Lebensweisen. Schließlich steht er ei-
ner Anerkennung universaler Prinzipien und Rechte keineswegs 
entgegen.36

Tatsächlich schließen sich die Pluralität der Nationen einer-
seits und der Begriff einer universalen Menschheit nicht aus, so-
fern der Begriff der Menschheit nicht falsch verstanden wird. 
Die Menschheit ist nicht die globale Gesamtheit aller gerade 
lebenden Individuen, sondern sie begegnet in der Vielzahl der 
historischen Völker und Kulturen, in denen sich die Individuen 
entfalten und entwickeln.37 Nach Johann Gottfried Herder 
(1744-1803), einem Vordenker des Nationalgedankens, bilden 
die Vielzahl und Vielfalt der Völker das Bauprinzip der einen 
Menschheit. Herder erkannte in der Perspektive dieser Vorstel-
lung auch, dass jede Nation sich in ihrer Eigenart soll entfalten 
dürfen, dass aber dieses Recht allen Völkern gleichermaßen 
zusteht. Daher sollte kein Volk für sich in Anspruch nehmen, an-
deren Völkern die eigene Lebensweise aufzwingen oder sich 
in die Lebensweise eines anderen Volkes einmischen zu dürfen. 
Es ist dieser Gedanke, der auch hinter dem seit der Französi-



schen Revolution anerkannten Prinzip der nationalen Selbst-
bestimmung steht. Dieses Prinzip ist zentral für das moderne 
Völkerrecht; seine Missachtung hat immer wieder zu Konflikten 
und Unfrieden geführt.

Für die Politik im 21. Jahrhundert, sei es die Innenpolitik, sei es 
die internationale Politik, bleiben Nation und Patriotismus un-
entbehrlich. Ohne sie dürfte es kaum möglich sein, den zentri-
fugalen Kräften und den sozialen Konflikten entgegenzutreten, 
denen sich die freien Länder des Westens heute ausgesetzt 
sehen: Die immer komplexer werdenden Gesellschaften, die 
sich einem raschen Wandel und dem Druck der Globalisie-
rungsprozesse ausgesetzt sehen, werden politisch nur dann 
weiterhin integrationsfähig bleiben, wenn sie sich ihres „Wir“, 
ihrer Identität und ihrer Leitkultur versichern, aus denen sich der 
kollektive Wille zum Zusammenleben speist. Daher gilt es auch, 
denjenigen politischen Kräften entschieden zu widerstehen, 
die ausgesprochen- oder unausgesprochenermaßen Nation 
und Identität in zerstörerischer Absicht angreifen. Bei diesen 
politischen Kräften handelt es sich keineswegs nur um extre-
mistische Randgruppen wie die sog. „Antideutschen“, hinter 
deren Fahne sich auch beispielsweise eine Grünen-Politikerin 
wie die heutige Bundestags-Vizepräsidentin Claudia Roth stellt. 
Vielmehr gibt es eine breite politische Phalanx von Vertretern 
inter- und supranationaler Organisationen über linke und grü-
ne Politiker bis zu solchen aus den Reihen bürgerlicher Politik, 
die an der Beseitigung der Nation und der nationalen Identität 
arbeiten.
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6. Der Angriff auf 
 unsere Identität

Der Angriff auf unsere Identität erfolgt aus verschiedenen 
Richtungen, mit unterschiedlichen Motivationen und Be-

gründungen und einer großen Bandbreite von Instrumenten. 
So lassen sich auf internationaler wie auf nationaler Ebene ver-
schiedene Pläne, Maßnahmen oder Gesetze identifizieren, de-
ren Wirkung letzthin darin besteht, die westlichen Nationen zu 
unterminieren, angestammte Nationalkulturen und Identitäten 
aufzulösen und den Nationalgedanken zu diskreditieren. Einige 



Beispiele einer entsprechenden Politik, die sich fast immer unter 
Berufung auf Werte (Vielfalt, Diversität, Toleranz, Weltoffenheit 
etc.) in Szene setzt, seien hier angeführt.38

Zum Beispiel die UNO

Eine Ende 2015 bekanntgewordene Studie der UNO (Abtei-
lung Bevölkerungsfragen) befasst sich mit der sogenannten 

„Bestandserhaltungsmigration“.39 Vor dem Hintergrund von 
Bestandsaufnahmen und Prognosen zur Bevölkerungsentwick-
lung in acht Industrieländern bzw. Europas und der EU legt die 
Studie nahe, dass die Politik jener Länder genötigt sei, die Zu-
wanderung von Abermillionen Ausländern bis zum Jahr 2050 
zu betreiben. Diese „Bestandserhaltungsmigration“ könne 
den Bevölkerungsrückgang, das Schrumpfen des Anteils von 
Erwerbsfähigen an der Gesamtbevölkerung sowie die gesell-
schaftliche Überalterung ausgleichen. In verschiedenen Sze-
narien werden näherhin bestimmte politische Ziele einer sol-
chen Politik skizziert, deren Erreichung ein bestimmtes Maß an 
Zuwanderern fordere. Wolle beispielsweise Deutschland den 
Anteil der Personen im erwerbsfähigen Alter (15 bis 64 Jahre) 
konstant halten (Szenario IV), läge die Gesamtzahl der bis 2050 
ins Land zu holenden Ausländer demnach bei 24 Millionen 
(oder 487.000 pro Jahr).40

Die Studie arbeitet mit einer Reihe unausgesprochener Vor -
annahmen, die überaus problematisch bzw. von vornherein 
falsch sind. Zum Beispiel wird unterstellt, dass der gesellschaft-
liche Wohlstand nur bei einer konstanten Bevölkerungsgröße 
erhalten werden könne, dass Masseneinwanderung Einwan-
derung von qualifizierten Erwerbsfähigen bedeute oder dass 
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die Bevölkerungsgröße als solche irgendwie ein „Zweck an 
sich“ sei. All dies wird in der Studie selbst allerdings nicht dis-
kutiert. Stattdessen wird das Bild einer Bedrohung sozialstaatli-
cher Errungenschaften durch den Bevölkerungsrückgang und 
die Überalterung der Gesellschaften jener Industrieländer ge-
zeichnet, die nur mittels Masseneinwanderung abgewendet 
werden könne. In der Sprache der Studie „ist eine Erhöhung 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter mittels Zuwanderung 
aus dem Ausland […] die einzige Option, durch die sich eine 
Schwächung des potenziellen Unterstützungsverhältnisses ab-
fangen ließe“,41 wolle man das Pensionsalter auf dem heuti-
gen Stand halten. Ansonsten bleibe nur, das Rentenalter auf 
75 Jahre heraufzusetzen. Nimmt man die Resultate der Studie 
ernst, so hieße das, dass Masseneinwanderung „alternativlos“ 
wäre, wenn wir nicht bis 75 arbeiten wollen.

Masseneinwanderung in dem von der UNO-Studie nahege-
legten Umfang bedeutete mit dem tiefgreifenden Umbau der 
Bevölkerungsstruktur in kurzer Zeit de facto eine grundlegende 
Multikulturalisierung der deutschen Gesellschaft. Diese Tatsa-
che wird von der UNO-Studie nur ganz allgemein angedeutet, 
indem festgestellt wird, dass internationale Massenmigration als 
Teil des Globalisierungsprozesses auch den „kulturellen Charak-
ter“ der Zielländer wie der Herkunftsländer „beeinflussen“ wer-
de. Und mit wenig Scheu wird auch gleich notiert, welcher Art 
diese Änderungen sein könnten: Die internationale Migration 
könne nämlich „soziale Spannungen“ hervorrufen.42 Offenkun-
dig hält die UNO-Studie diesen Preis für angemessen, was den 
Schluss nahelegt, dass die eigentliche Agenda der Studie im Vo-
rantreiben der Multikulturalisierung und damit die Zerstörung der 
Nationalkulturen der thematisierten Industrieländer besteht. 



Zum Beispiel die EU

Anfang Oktober 2015 fand in Brüssel ein von der EU-Kom-
mission ausgerichtetes Kolloquium (Annual Colloquium 

on Fundamental Rights) statt. Die Tagung war dem antisemi-
tischen und antimuslimischen Hass („hatred“) in der EU gewid-
met. Der Vizepräsident der EU-Kommission und EU-Kommissar 
Frans Timmermans nutzte diesen Anlass, um in der Eröffnungs-
rede seine politische Agenda zum Thema „Diversity“ (Verschie-
denartigkeit, Vielfalt, Multikulturalität) zu proklamieren. Wegen 
ihrer charakteristischen manipulativen und hohlen Rhetorik sei 
aus dieser Rede ein Abschnitt zitiert. Timmermans führte aus:

„Vielfalt wird nunmehr in einigen Teilen Europas als Bedro-
hung angesehen. Vielfalt geht mit Herausforderungen ein-
her. Aber Vielfalt ist das Schicksal der Menschheit. Noch 
nicht einmal an den entlegensten Orten dieses Planeten 
wird es eine Nation geben, die in Zukunft keine Vielfalt erle-
ben wird. Darauf steuert die Menschheit zu. Und diejenigen 
Politiker, die ihren Wählern eine Gesellschaft verkaufen wol-
len, die ausschließlich aus Menschen einer einzigen Kultur 
besteht, versuchen eine Zukunft auszumalen, die auf einer 
Vergangenheit beruht, die es nie gegeben hat. Deshalb 
wird es diese Zukunft niemals geben. Wie alle anderen Teile 
der Welt wird Europa vielfältig sein. Die einzige Frage, die 
sich stellt, ist: Wie gehen wir mit dieser Vielfalt um? Und mei-
ne Antwort darauf lautet: Indem wir festlegen, dass unsere 
Werte bestimmen, wie wir mit der Vielfalt umgehen, und 
indem wir unsere Werte nicht dadurch preisgeben, dass wir 
die Vielfalt ablehnen. Letzteres wird uns als Gesellschaft zu 
Fall bringen. Ich glaube in der Tat, dass Europa nicht das 
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Europa bleiben wird, das wir aufgebaut haben, wenn wir 
das nicht gut hinbekommen. Europa wird [in diesem Fall] 
nicht länger ein Ort des Friedens und der Freiheit bleiben“.43

Der EU-Politiker postuliert hier auf der Grundlage offenkun-
diger Falschbehauptungen,44 dass (das demnach zu wenig 
vielfältige) Europa die Wahl habe zwischen der ohnehin unver-
meidlichen „Vielfalt“ einerseits oder Unfrieden und Unfreiheit 
andererseits. Damit wird zugleich die Botschaft transportiert, 
dass diejenigen, die die Masseneinwanderung nicht akzep-
tieren, den gesellschaftlichen Frieden in Frage stellen. Charak-
teristisch ist auch Timmermans Rede von „unseren Werten“, 
die eine Bewältigung der multikulturellen Herausforderungen 
schon ermöglichen würden, wenn man nur an ihnen festhal-
te. Augenfälligerweise spricht er hier nicht vom Recht, weder 
vom Recht, an das sich die Migranten halten müssen noch gar 
vom politischen Selbstbestimmungsrecht der europäischen 
Nationen. Gerade letzteres möchte Timmermans zugunsten 
der EU unterminieren. Ein Ergebnispapier der Tagung macht 
deutlicher,45 um welche Werte es dann vor allem geht, nämlich 
um „Toleranz“ und „Respekt“. Diese Werte erhalten bei Multi-
kulturalisten wie Timmermans allerdings eine spezifische Lesart. 
Demnach werden Toleranz und Respekt von der eingesesse-
nen Bevölkerung gegenüber den Immigranten, deren Ansprü-
chen und kulturellen Eigenarten verlangt, während Forderun-
gen gegenüber den Immigranten selbst, etwa dass diese sich 
anzupassen haben, als Diskriminierung, Intoleranz, Rassismus 
und dergleichen diffamiert werden. So wird die Forderung 
nach Toleranz und Respekt zum Instrument der erzwungenen 
Preisgabe des Eigenen, das sich nämlich an das Fremde an-
passen soll.46 Auf diese Weise wird de facto beispielsweise die 



Islamisierung der europäischen Gesellschaften, etwa in Gestalt 
der Ausbreitung des islamischen Scharia-Rechts und derglei-
chen, legitimiert und befördert.

Es wäre übrigens eine Fehleinschätzung, wollte man in Ver-
anstaltungen wie der hier thematisierten Tagung lediglich poli-
tisch belanglose Diskussionen sehen. Tatsächlich dienen solche 
von der EU-Kommission und anderen EU-Institutionen durchge-
führten Veranstaltungen nicht zuletzt der Selbstlegitimation der 
EU-Bürokratie, die sich in ihren konkreten Maßnahmen auf die 
Ergebnisse solcher „Expertenrunden“ beruft. So kann es nicht 
wundern, dass der EU-Kommissionspräsident Jean-Claude 
Juncker ganz im Sinne der Diversitätsideologie fordert: „Euro-
pa hat einen offensichtlichen Bedarf an der Migration in den 
kommenden Jahrzehnten. Daher müssen wir jenen, die kom-
men wollen und kommen können, legale Wege nach Europa 
ermöglichen“.47
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Zum Beispiel die CDU und Angela Merkel

Besonders interessant ist die Stellung, die die CDU mit Angela 
Merkel an der Spitze gegenüber einer Identitätspolitik und 

der Verteidigung der deutschen Leitkultur einnimmt. Sie ist da-
durch gekennzeichnet, dass einerseits der Verteidigung und 
Wahrung von Identität und Leitkultur rhetorisch das Wort ge-
redet wird, die Handlungen und politischen Entscheidungen 
der Rhetorik andererseits diametral entgegenstehen, was man 
nicht anders als eine Politik der Heuchelei bezeichnen kann –  
mit den entsprechenden Auswirkungen.

Kurz nach ihrem Amtsantritt als Bundeskanzlerin schrieb An-
gela Merkel in einem Beitrag über Leitkultur und Identität:



„Als Allererstes führt kein Weg daran vorbei, den Sprach-
kenntnissen wieder einen viel höheren Stellenwert bei-
zumessen. Über die herausragende Bedeutung der ge-
meinsamen Sprache für jede Art von gesellschaftlichem 
Zusammenhalt haben wir inzwischen Einigkeit erzielt“.48 

Mit Blick auf die Durchsetzung von Deutsch als Verkehrsspra-
che namentlich an deutschen Schulen ergänzte sie:

 „Wir brauchen eine neue Ernsthaftigkeit, die auch bereit 
ist, die notwendigen praktischen Konsequenzen zu ziehen, 
wenn es mühsam oder sogar unangenehm wird“. Weiter 
hieß es in dem Text: „Die gemeinsame Sprache ist eine not-
wendige, aber nicht die alleinige Voraussetzung für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Die Fähigkeit zur gesell-
schaftlichen Verständigung ersetzt nicht deren Inhalte“. 
Bezüglich jener Inhalte wird Merkel durchaus konkret am 
Beispiel der sogenannten Ehrenmorde an jungen Frauen: 
„Das Spezifische an ihnen ist, dass die dahinter stehenden 
Vorstellungen über Ehre, Familie und Rolle der Frauen sol-
che Taten für den Täter rechtfertigbar, ja geboten erschei-
nen lassen“.49

Über die „Verfassungswerte“ schreibt Merkel 2005, dass 
sich diese nicht nur in der Verfassungspraxis bewährt hätten, 
sondern sie verweist auch darauf, dass sich diese Werte „aus 
ganz bestimmten, nicht auswechselbaren historischen und 
kulturellen Wurzeln [speisen]“. Jene Werte müssten nicht nur 
gegenüber „Neuankömmlingen“ geltend gemacht werden, 
sondern auch „wir selber“ dürften „nicht gleichgültig und un-
wissend“ werden.50 Ausdrücklich verweist Merkel darauf, dass 
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die Staatsverfassung allein und ein entsprechender Verfas-
sungspatriotismus nicht hinreichten, um den Zusammenhalt 
der Gemeinschaft gerade auch angesichts gesellschaftlicher 
Belastungen und Schwierigkeiten zu gewährleisten. In diesem 
Zusammenhang schreibt sie über die Antriebskräfte einer le-
bendigen Bürgergesellschaft und die Bereitschaft zum bürger-
lichen Engagement: „Diese Bereitschaft kann nur mit Hilfe des 
Bewusstseins entstehen, als Nation aufeinander angewiesen zu 
sein. […] Es lässt uns erkennen, dass wir auch in Zukunft aufein-
ander angewiesen sein werden, weil wir Identität, Herkunft und 
Heimat nicht einfach ablegen können wie einen gebrauchten 
Mantel“. Ein entsprechendes nationales Bewusstsein bedeute 
nicht gesellschaftliche Abschottung. Eine solche habe „noch 
nie eine Gemeinschaft lebendig und erneuerungsfähig erhal-
ten“. Könne es also einerseits nicht um Abschottung gehen, 
so auch andererseits nicht um deren Gegenteil: „Die falsche 
Alternative zur abgeschotteten Gesellschaft wäre […] die mul-
tikulturelle Gesellschaft. Sie ist eine Utopie, eine gescheiterte 
zudem. In der Vorstellung vereint sie Vielfalt mit […] Harmonie, 
in der Wirklichkeit endet sie in Parallelgesellschaften und ge-
genseitigem Misstrauen“.51

Vor dem Hintergrund solcher Überlegungen konstatiert Mer-
kel zur Frage der Integration von Ausländern: „Ein gemeinsa-
mes Verantwortungsgefühl für dieses Land braucht es durch-
aus, ein Loyalitätsempfinden, ein klares Bekenntnis, Bürger 
dieser Nation sein zu wollen“.52 Mit anderen Worten fordert 
Merkel in diesem Text aus dem Jahre 2005 von Ausländern, die 
in Deutschland leben wollen, eine Assimilation an die deutsche 
Leitkultur und die Identifizierung mit der deutschen Nation.



Was Merkel hier schrieb, stand im Einklang mit programma-
tischen Verlautbarungen der CDU in jenen Jahren. So hatte 
es im gemeinsamen Wahlprogramm von CDU/CSU zur Bun-
destagswahl 2002 mit Blick auf die Zuwanderungs- und Inte-
grationsproblematik geheißen: „Deutschland muss Zuwande-
rung stärker steuern und begrenzen als bisher. Zuwanderung 
kann kein Ausweg aus den demografischen Veränderungen in 
Deutschland sein. Wir erteilen einer Ausweitung der Zuwande-
rung aus Drittstaaten eine klare Absage, denn sie würde die In-
tegrationsfähigkeit unserer Gesellschaft überfordern. Verstärk-
te Zuwanderung würde den inneren Frieden gefährden und 
radikalen Kräften Vorschub leisten“.53 In der Programmatik der 
CDU findet sich  wenngleich nur beiläufig  auch das Bekenntnis 
zur Identität und zur Leitkultur.54
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Ganz im Sinne der zitierten Ausführungen Merkels beschloss 
der 22. CDU-Bundesparteitag von 2008 auch die Forderung, die 
deutsche Sprache als Landesprache im Grundgesetz zu ver-
ankern; ein Beschluss, der 2016 bestätigt wurde. Die Tatsache, 
dass sich Angela Merkel und die CDU-Führung allerdings gegen 
jenen Beschluss wandten, zeigt bereits, dass sich zwischen den 
Worten und den Taten der CDU und ihrer Führungsspitze sowie 
der CDU-geführten Bundesregierung eine riesige Kluft auftut, 
welche jene Worte als heuchlerische Phrasen erweist.

Denn zahlreiche Entscheidungen von Angela Merkel und 
der CDU in Bund und Ländern sind Entscheidungen, die sich 
de facto gegen unsere Identität und Leitkultur richten. Das gilt 
zuvörderst für Merkels Öffnung der deutschen Grenze für Hun-
derttausende Migranten im Herbst 2015 sowie für den politi-
schen Umgang mit der aus dieser Grenzöffnung resultierenden 
Masseneinwanderung von Personen aus einer völlig anderen 
Kultur und für die entsprechenden gesellschaftlichen Folgen.

Wie verhält es sich damit?

Beginnt man beim Rechtsstaat, der vom Grundgesetz konsti-
tuiert wird, so zeigt die wesentlich von Angela Merkel zu ver-
antwortende Migrationskrise, dass Merkel selbst den von ihr 
beschworenen Verfassungswerten gegenüber eher gleich-
gültig ist. Die Öffnung der deutschen Grenze im Jahr 2015 war 
nämlich auch nach Ansicht namhafter Verfassungsrechtler mit 
dem deutschen Grundgesetz nicht vereinbar55 – und verstieß 
im Übrigen auch gegen EU-Recht, indem die sog. Dublin-Re-
geln de facto außer Kraft gesetzt wurden.56 Der Rechtsstaat 
wird bis heute geringgeachtet, indem Bund und Länder weit-



gehend darauf verzichten, die Abertausende von Ausländern, 
die sich illegal in Deutschland aufhalten, den Forderungen des 
Rechts folgend abzuschieben.

Mit der Migrationswelle der vergangenen Jahre wurden so-
dann Phänomene verstärkt und ausgeweitet bzw. kamen neu 
in unser Land, die zuvor der deutschen Kultur nicht nur fremd 
waren, sondern die in einem klaren Gegensatz zu ihr stehen. 
So breiten sich die 2005 von Merkel noch beklagten Parallel-
gesellschaften aus, Enklavenkulturen, in denen nicht Deutsch 
gesprochen wird und das deutsche Recht nur eingeschränkt 
Geltung hat.57 Ein exemplarisches Symptom hierfür sind etwa 
die enorme Zunahme nicht zuletzt sexueller Gewalt durch Aus-
länder (z.B. Silvester 2015/2016 in Köln) oder auch der soge-
nannten Ehrenmorde, die Merkel 2005 noch als Ausdruck einer 
Kultur galten, welche gerade nicht unsere deutsche Kultur ist.58

All diese Entwicklungen vollziehen sich in verstärktem Maße in 
der Amtszeit der CDU-geführten Bundesregierungen unter An-
gela Merkel. Schleichend ebenso wie offen findet namentlich 
eine Islamisierung Deutschlands statt, der die Regierungspoliti-
ken in Bund und Ländern nicht nur nicht entgegenwirken, son-
dern die diese vielmehr billigen und aktiv vorantreiben, etwa 
durch die Förderung von Moscheebauten. Davon, dass bei-
spielsweise das Sprechen der deutschen Sprache eingefordert 
wird, kann keine Rede sein. Tatsächlich bleibt die Forderung, 
Deutsch als Landesprache mit Verfassungsrang zu versehen, 
bei der CDU eine bloße Phrase. Das wird auch an dem Um-
stand offenkundig, dass ein AfD-Gesetzentwurf, der Entspre-
chendes für die Thüringer Verfassung vorsah, von der Thüringer 
CDU-Fraktion mit markigen Worten abgelehnt wurde.59
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Noch nie war der Anteil von Schülern ohne angemessene 
Deutschkenntnisse an deutschen Schulen so hoch wie heute. 
Da auch infolgedessen die Vermittlung von Bildungsgehalten 
und die damit einhergehende Tradierung der deutschen Kultur 
immer weniger gelingt, wird dieser Kultur die Zukunftsfähigkeit 
genommen.

Angela Merkel und die CDU begleiten diese Prozesse inzwi-
schen mit der Rhetorik des Multikulturalismus und der sogenann-
ten Weltoffenheit, allen anderslautenden Bekenntnissen zum 
Trotz. Tatsächlich werden die Deutschen – von Merkel jetzt zy-
nisch als diejenigen, die schon länger hier leben, bezeichnet – 
nunmehr angehalten, sich an die Sitten, Gewohnheiten und kul-
turellen Selbstverständnisse von zumal muslimischen Ausländern 
anzupassen. Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, dass 
die oft besprochene „Integrationspolitik“ bisher in weiten Berei-
chen keine Wirkung entfaltet, da sie gar nicht mit Ernsthaftigkeit 
verfolgt wird. Das gilt auch für Angela Merkels Ankündigung, es 
gelte gegenüber Gewalt „null Toleranz“ zu zeigen: Diese Aus-
sage in einem Video-Podcast der Bundeskanzlerin vom 18. Juni 
2011 erweist sich als Hohn, blickt man etwa auf die Silvester-
nacht 2015/2016 in Köln, auf die islamistischen Terrorattentate 
auch in Deutschland oder auf die sich häufenden Mordtaten 
ausländischer Männer an jungen deutschen Frauen – alles üb-
rigens Taten, die oft auf das Konto von „Flüchtlingen“ gehen. 
In jener Video-Botschaft hatte Merkel auch festgehalten, „wir“ 
müssten „akzeptieren, dass die Zahl der Straftaten bei jugendli-
chen Migranten besonders hoch ist“.60 Indes bleibt festzuhalten, 
dass dies gerade nicht zu akzeptieren und auch nicht zu tole-
rieren ist: Wir wollen uns keineswegs daran gewöhnen, dass sich 
unsere Kultur in eine archaische Gewaltkultur verwandelt.



Zum Beispiel die Bundesregierung

Während die CDU vor wenigen Jahren (und vor dem poli-
tisch gewollten Massenansturm von Migranten insbeson-

dere in den Jahren 2015/2016) ausdrücklich einer Begrenzung 
der Zuwanderung das Wort redete und auch heute gerne wie-
der die Rhetorik von „Obergrenzen“ und dergleichen bedient, 
hat die CDU-geführte Bundesregierung längst andere Perspekti-
ven entwickelt und unternimmt es, die Deutschen darauf einzu-
stimmen, dass nur mit einer weiteren Massenzuwanderung aus 
dem nicht-europäischen Ausland die Zukunft zu gewinnen sei. 
Ausdruck dieser Regierungspolitik ist etwa die „Demografiestra-
tegie der Bundesregierung“. Die Richtung, in die diese „Strate-
gie“ weist, wurde unter anderem in einer im Februar 2017 ver-
öffentlichten Broschüre zur demografiepolitischen „Bilanz“ der 
Regierung Merkel zum Ende der 18. Legislaturperiode skizziert.61

Die dort dargelegten demografiepolitischen Ziele haben vor 
allem einen ökonomischen Fokus und konzentrieren sich da-
bei nicht zuletzt auf die Frage des Potentials erwerbsfähiger 
Menschen angesichts eines zu erwartenden Bevölkerungsrück-
ganges in Deutschland. Künftiger Wohlstand wird vor allem als 
von dieser Frage abhängig betrachtet. Aus einer solchen Per-
spektive stellt die Bundesregierung die Masseneinwanderung 
insbesondere aus nicht-europäischen Ländern als wünschens-
werte Möglichkeit dar, den Bevölkerungsanteil von Personen 
im erwerbsfähigen Alter zu steigern. Dabei wird die Frage der 
tatsächlichen Erwerbsfähigkeit mit Blick auf Sprachkenntnisse, 
Lernbereitschaft, Ausbildungsfähigkeit und Arbeitswillen mit 
verharmlosenden Worten sowie abstrakten und wolkigen For-
mulierungen umgangen (z.B.: „Mit Vielfalt sind Chancen ver-
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bunden, zum Beispiel für die Innovationsfähigkeit und den Er-
werb von Kompetenzen, die den Erfolg unserer Wirtschaft auf 
ausländischen Märkten bestimmen“62).Zwar wird keineswegs 
verheimlicht, dass eine Integration von Ausländern („Schutz-
suchenden“) „mit Bleibeperspektive“ in den Arbeitsmarkt viel 
länger dauern wird, als man zunächst annehmen wollte (so sie 
überhaupt gelingt), klar ist für die Bundesregierung indes, dass 
künftig eine „größere Vielfalt“ in der deutschen Bevölkerung 
herrschen wird, womit die Multikulturalisierung Deutschlands 
gemeint ist. Mit Blick auf entsprechende Modellrechnungen 
für die künftige Bevölkerungsentwicklung heißt es etwa zusam-
menfassend:

„[…] 2. Eine weiterhin hohe Nettozuwanderung würde zu 
einer Stabilisierung der Bevölkerungszahl auf etwa dem 
heutigen Niveau und einem deutlich verminderten Rück-
gang der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter führen. 
Vergleichbares gilt langfristig bis zum Jahre 2060, wenn die 
jährliche Zuwanderung auf dem jahresdurchschnittlichen 
Niveau seit der deutschen Wiedervereinigung liegen und 
der aktuell zu beobachtende moderate Anstieg der Ge-
burtenrate sich als dauerhaft erweisen würde. 3. Wie sich 
die durch überwiegend junge Zuwanderer steigende Be-
völkerungszahl auf die Erwerbstätigkeit auswirkt, hängt von 
ihrer Integration in den Arbeitsmarkt ab. 4. Die Heteroge-
nität, insbesondere die vielseitige Herkunft der in Deutsch-
land lebenden Menschen, wird mittel- wie langfristig weiter 
zunehmen […]“.63

In diesen Punkten liegt die Demografiestrategie der Bundes-
regierung durchaus auf der Linie der bevölkerungspolitischen 



Visionen der UNO. Sie behandelt Deutschland prinzipiell als 
durch Migration „aufzufüllende“ und damit multikulturell zu 
transformierende Einwanderungsgesellschaft. Ob die Deut-
schen eine solche Einwanderungsgesellschaft haben wollen, 
wird dabei allerdings nicht gefragt.

Zum Beispiel die rot-rot-grüne Landesregierung in Thüringen

Mit besonderer Radikalität und Entschiedenheit betreibt 
die rot-rot-grüne Landesregierung Thüringens den An-

griff auf Leitkultur und Identität unserer Heimat zugunsten einer 
multikulturellen Gesellschaft. Ein Zeugnis dieses multikulturalisti-
schen Umgestaltungswillens ist das im November 2017 veröf-
fentlichte „Thüringer Integrationskonzept“. Das umfangreiche 
Papier präsentiert die einschlägige multikulturelle Rhetorik, wo-
nach beispielsweise jegliche Zuwanderung undifferenziert als 
„Bereicherung“ dargestellt oder darauf verwiesen wird, dass 
durch Zuwanderung die demografischen Probleme Thüringens 
verringert und der Fachkräftemangel behoben werden könn-
ten. Thüringen wird in dem Papier als „Zuwanderungsland“ 
präsentiert, wobei die heutige Situation der Massenzuwande-
rung in historisch fragwürdiger Weise (aber allen Ernstes) mit der 
Zuwanderung Elisabeths von Thüringen, Goethes oder Schillers 
verglichen wird (die keine gebürtigen Thüringer waren).

Eine Kernbotschaft des „Thüringer Integrationskonzeptes“ 
besteht darin, Integration als „gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe“64 und als wechselseitigen Prozess zu definieren. Es heißt 
dazu: „Dieser Prozess betrifft alle Menschen in unserem Land, 
nicht nur die Menschen, die zu uns gekommen sind, sondern 
auch die einheimischen Menschen“.65 Demnach wird Integra-
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tion gerade auch von den Einheimischen verlangt, damit sie 
auf die „Menschen mit Migrationshintergrund“ zugehen und 
mit diesen vorangehen können.66 Mit anderen Worten: Die 
einheimischen Thüringer sollen sich in ihrem Land integrieren. 
Die im „Integrationskonzept“ zugleich präsentierte Behaup-
tung, dass „niemand […] seine Identität, Kultur oder Religion 
aufgeben“ müsse, „weil Integration keine einseitige Anpas-
sung bzw. Assimilation, gleich in welche Richtung“ sei, steht 
dazu in klarem Widerspruch und ist eine Irreführung der Leser. 
„Keine einseitige Anpassung“ ist hier vor allem eine Botschaft 
an Migranten.67 Denn während diese ausdrücklich ihre Kultur 
sollen behalten können, sollen nach dem Willen der Thüringer 
Landesregierung und im Widerspruch zur zitierten Aussage die 
deutsche Kultur und Identität multikulturell transformiert wer-

„Inschallah!“: So begrüßt Bodo Ramelow am 5. September 2015 die Ankunft 
des ersten Migranten-Sonderzugs in Saalfeld. „Das ist der schönste Tag meines 
Lebens“, betonte er.



den, und zwar auf dem Weg der Anpassung an fremde Kul-
turen und Gewohnheiten. Diese Anpassung will die Thüringer 
Landesregierung forcieren, beispielsweise dadurch, dass staat-
liche Einrichtungen, Stellen und Behörden Thüringens einer „in-
terkulturellen Öffnung“ unterworfen werden sollen68 oder dass 
man in öffentlichen und nicht-öffentlichen Stellen (z.B. Arbeits-
stätten) vermehrt „Räumlichkeiten für die Verrichtung religiöser 
Rituale“69 bereitstellt, womit de facto primär Gebetsräume für 
Muslime gemeint sind. Das kann aber nur bedeuten, dass es 
nicht erwünscht ist, bei der angestammten Identität und Kul-
tur zu bleiben. Zu diesem Zwecke auch soll eine eigene Kultur 
überhaupt erst geschaffen werden, nämlich eine sog. „Will-
kommens- und Anerkennungskultur“.70
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Die Linke auf der G20-Demonstration, die in Gewaltexzessen mündete. Mit Inbr-
unst ist auch hier ist das Bekenntnis wichtig: „Refugees welcome!“.



Der Angriff auf unsere Identität

6464

Dass das entsprechende Umerziehungsprogramm nach 
dem Willen der rot-rot-grünen Thüringer Landesregierung von 
einem breiten Heer steuerfinanzierter Akteure ins Werk gesetzt 
werden soll, versteht sich aus rot-rot-grüner Perspektive ebenso 
von selbst wie die wiederholte Betonung der Auffassung, dass 
auch Ausländer, die kein Aufenthaltsrecht in Deutschland ha-
ben, in den „Integrationsprozess“ einbezogen werden sollen, 
dass also Rechtsmissbrauch und Rechtsbruch ausdrücklich ge-
billigt und unterstützt werden.

Gegenüber all solchen Plänen eines Umbaus der deutschen 
Gesellschaft bleibt nicht nur daran zu erinnern, dass Integration 
eine Bringschuld von Einwanderern ist, sondern dass Integration 
nur Assimilation bedeuten kann, Anpassung an die Lebenswei-
se des Gastlandes. Einwanderung ohne Assimilation nämlich 
„ist Kolonialisierung“, wie namhafte europäische Philosophen 
im Herbst 2017 in der „Pariser Erklärung: Ein Europa wo(ran) wir 
glauben können“71 festhielten.
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7. Zur Verteidigung 
 unserer Identität

Die AfD-Fraktion im Thüringer Landtag sieht unsere deutsche 
Kultur und die Grundlagen unseres Zusammenlebens in 

Freiheit bedroht. Vor allem der Multikulturalismus in Theorie und 
Praxis markiert diese Bedrohung. Es ist indes nicht von der Hand 
zu weisen, dass multikulturelle Gesellschaften fragmentierte 
und konfliktreiche Gesellschaften sind, Gesellschaften, in de-
nen das Recht zur Disposition gestellt wird und Gewalt den öf-
fentlichen Raum durchwirkt. Symptome eines entsprechenden 
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Erosionsprozesses sehen wir seit Jahren in Europa, besonders 
auch in Deutschland, wo er infolge der Masseneinwanderung 
aus nicht-europäischen Ländern in den Jahren 2015/2016 mas-
siv verstärkt wurde.

Der Multikulturalismus wird flankiert von den Sprachdiktaten 
der politischen Korrektheit, die die veröffentlichte Meinung in 
Medien und Politik prägen. Politische Korrektheit unterbindet 
eine kritische öffentliche Diskussion und diffamiert skeptische und 
nonkonforme Positionen, die mittels Anpassungsdruck mundtot 
gemacht werden. Solche Meinungssteuerung mag autokrati-
schen Regimes entsprechen, für eine rechtsstaatlich geordnete 
Gesellschaft freier Menschen ist sie eine tödliche Bedrohung.

Die AfD-Fraktion im Thüringer Landtag steht für eine Alter-
native zu dem Angriff auf unsere Identität, unsere Kultur und 
unsere freiheitliche Lebensform. Wir stellen uns der Auflösung 
der Nation in eine multikulturelle Gesellschaft ebenso wie in 
einen bindungslosen „Interaktions- und Kommunikationszu-
sammenhang“ von Individuen entgegen. Daher stehen wir für 
ein multinationales und gegen ein multikulturelles Europa und 
gegen ein multikulturelles Deutschland. Eine immer weiter sich 
ausbreitende supranationale Herrschaft der EU-Bürokratie, die 
an der Auflösung der europäischen Nationen arbeitet und ein 
gesichtsloses Europa der „Diversität“ anstrebt, lehnen wir ab.

Den Prozessen, die auf die Zerstörung unserer Identität abzie-
len, ist entgegenzutreten.



Wir fordern

• die Aufnahme von Deutsch als Landesprache in die Thürin-
ger Verfassung und ins Grundgesetz;

• den Schutz und die Förderung der deutschen Leitkultur als 
Staatsziel in die Thüringer Verfassung und das Grundgesetz 
aufzunehmen;

• eine Kultur- und Bildungspolitik, die die üblich gewordene 
relativistische Gesichts- und Geschichtslosigkeit und die 
ideologischen Indoktrinationen (etwa vermittels des Thürin-
ger „Bildungsplanes bis 18“) überwindet, Bildung als sach-
liche und ideologiefreie Vermittlung der deutschen und 
europäischen Kultur begreift und die jene Tugenden pflegt, 
auf deren Fundament nicht zuletzt die hohe Qualität der 
deutschen Wirtschaftsleistung beruht;

• die Besinnung darauf, dass die deutsche Geschichte weit-
aus mehr ist als die Geschichte der Jahre zwischen 1933 und 
1945;

• die Überwindung des Missbrauchs von Werten als ideologi-
sche Kampfformeln;

• die Stärkung des Rechtsstaats, auch indem das Ausspielen 
von Werten gegen die Thüringer Verfassung und das Grund-
gesetz durch Politik und Rechtsprechung beendet wird;

• das Ende einer immer weiter voranschreitenden Einschrän-
kung der verfassungsrechtlich garantierten Meinungsfreiheit;
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• dass der politisch geduldete Missbrauch des Asyl- und Aufent-
haltsrechts beendet und Einwanderung unter Gesichtspunkten 
der Qualität und der kulturellen Nähe politisch gesteuert wird;

• dass der Staat Parallelgesellschaften und insbesondere Räu-
me nicht duldet, in denen deutsches Recht de facto keine 
Geltung mehr hat;

• dass Integration als Erlernen der deutschen Sprache, als An-
passung an Recht und Gesetz und an die deutsche Lebens-
weise eine Bringschuld von Einwanderern bleibt;



Zur Verteidigung unserer Identität

• das Ende der wahllosen Masseneinwanderung aus nicht-eu-
ropäischen Ländern, eine Einwanderung, die unter dem fal-
schen Etikett des Asylrechts in der Hauptsache eine Migrati-
on in das deutsche Sozialsystem auf Kosten der Beitrags- und 
Steuerzahler darstellt.

Leitend bleibt uns das Bekenntnis zu Einigkeit und Recht und 
Freiheit für das deutsche Vaterland.
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Pariser Erklärung etwa Simon 
Strauss, Manifest über Europas 
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Der alte Brunnen

Lösch aus dein Licht und schlaf! Das immer wache
Geplätscher nur vom alten Brunnen tönt.
Wer aber Gast war unter meinem Dache,

Hat sich stets bald an diesen Ton gewöhnt.

Zwar kann es einmal sein, wenn du schon mitten
Im Traume bist, daß Unruh geht ums Haus,

Der Kies beim Brunnen knirscht von harten Tritten,
Das helle Plätschern setzt auf einmal aus,

Und du erwachst, – dann musst du nicht erschrecken!
Die Sterne stehn vollzählig überm Land,

Und nur ein Wandrer trat ans Marmorbecken,
Der schöpft vom Brunnen mit der hohlen Hand.

Er geht gleich weiter. Und es rauscht wie immer.
O freue dich, du bleibst nicht einsam hier.

Viel Wandrer gehen fern im Sternenschimmer,
Und mancher noch ist auf dem Weg zu dir.

Hans Carossa (1924)
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